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HocHscHulen als inklusive 
organisationen? 

Hochschulen werden häufig als beson-
dere Organisationen beschrieben, die – 
insbesondere aufgrund der Autonomie 
in Forschung und Lehre – mit „norma-
len Organisationen“ (Wirtschaftsun-
ternehmen) nicht vergleichbar seien 
(Kehm, 2012). Sie sind in die drei Or-
ganisationsbereiche Forschung, Lehre 
und Verwaltung untergliedert, die un-
terschiedlichen Funktionslogiken und 
Prinzipien der Arbeitsorganisation fol-
gen (Nickel, 2012), was eine sehr hete-
rogene Personalstruktur zur Folge hat.

Trotz dieser organisationalen Beson-
derheiten sind Hochschulen den glei-
chen gesetzlichen Regelungen zur Teil-
habe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben unterworfen wie andere 
Organisationen auch (zum Beispiel Er-
füllung der Beschäftigungspflicht nach 
§ 154 Absatz 1 Neuntes Buch Sozialge-
setzbuch [SGB IX]). Als Körperschaf-
ten öffentlichen Rechts kommt ihnen 

dabei sogar eine besondere Verantwor-
tung zu (Faber, 2014). In ihrer Doppel-
rolle als Bildungsinstitutionen und Ar-
beitgeberinnen sind sie zudem gleich in 
mehrfacher Weise durch die UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) ge-
fordert, sich zu inklusiven Organisatio-
nen zu entwickeln (Art. 24 Bildung und 
Art. 27 Arbeit). 

Während es in den letzten Jahren 
zahlreiche Bestrebungen gegeben hat, 
Hochschulen für die Gruppe der Stu-
dierenden inklusiv(er) zu gestalten, be-
steht bislang nur wenig Aufmerksam-
keit für die Belange von Beschäftigten 
mit Behinderungen oder hinsichtlich 
der Entwicklung übergeordneter inklu-
siver Strukturen und Prozesse an den 
Hochschulen (Dannenbeck & Dorrance, 
2015; Groth, Bauer & Niehaus, 2018). 
Dies spiegelt sich auch in der Tatsache 
wider, dass im Hochschulrahmenge-
setz lediglich die Belange Studierender 
mit Behinderungen, nicht jedoch von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 
Behinderungen erwähnt werden. Man-

che Landeshochschulgesetze sind hier 
weiter, und es finden sich teilweise so-
gar recht differenzierte Ausführungen, 
die unterschiedliche Beschäftigtengrup-
pen mit Behinderungen einbeziehen 
(z.B. Hamburgisches Hochschulgesetz).

Insgesamt lässt sich jedoch festhalten, 
dass Hochschulen bezüglich der Aufga-
be, sich für ihre unterschiedlichen Be-
schäftigtengruppen zu inklusiven Or-
ganisationen zu entwickeln, noch ziem-
lich am Anfang stehen. Die Akteurin, 
die sowohl in Hochschulen als auch 
in anderen Organisationen als „Motor 
für die Inklusion“ (DGB, 2015) von Be-
schäftigten mit Behinderungen bezeich-
net werden kann, ist die Schwerbehin-
dertenvertretung (SBV). Ihre Rolle und 
ihre Aufgaben (in der Hochschule) ste-
hen daher im Fokus des vorliegenden 
Beitrags.1 Zudem werden Ergebnisse 
einer Befragung von SBVen an Hoch-
schulen dargestellt, die Aufschluss über 
zukünftige Herausforderungen geben, 
mit denen sich die Befragten konfron-
tiert sehen.

hochschulen haben durch ihre besondere stellung als Körperschaften öffentlichen rechts eine Vorbild-
funktion bei der umsetzung der un-Behindertenrechtskonvention zu erfüllen. Bei der notwendigen umge-
staltung der hochschulen zu inklusive(re)n organisationen kommt der schwerbehindertenvertretung (sBV) 
als betrieblicher interessenvertretung von Beschäftigten mit Behinderungen eine zentrale rolle zu. ihr amt 
ist durch eine große nähe zu ihrer Zielgruppe sowie durch das Zusammenwirken mit vielen verschiedenen 
partnerinnen und partnern gekennzeichnet, wodurch sich herausforderungen und stärkungspotentiale für 
die rolle der sBV ergeben können. der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit der rolle, den aufgaben 
und herausforderungen von sBVen an hochschulen unter Berücksichtigung hochschulischer Besonder-
heiten. die Ergebnisse einer deutschlandweiten Befragung von 57 sBVen und ihren stellvertretungen an 
hochschulen ergänzen rechtliche und theoretische aspekte.

Schlüsselwörter: Schwerbehindertenvertretung, inklusive Hochschule, UN-Behindertenrechts-
konvention, betriebliche Interessenvertretung
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an Hochschulen etwa 13 Prozent ihrer 
Arbeitszeit auf ihre Etablierung im Eh-
renamt verwenden. In diesem Rahmen 
machen sie sich inner- und außerhalb 
der Hochschule bekannt, eignen sich 
Wissen zu ihrem Amt an und organi-
sieren Arbeitsmittel. Rund 23 Prozent 
der Zeit verwenden sie auf Tätigkeiten 
in der Interaktion mit der Hochschul-
leitung, zum Beispiel auf die Überwa-
chung der Einhaltung der gesetzlichen 
Verpfl ichtungen. Etwa 24 Prozent ent-
fallen auf die Interaktion mit anderen 
Akteur*innen oder sonstige Tätigkei-
ten, wie zum Beispiel die Mitwirkung 
an Sitzungen und Ausschüssen.

Menschen zu fördern sowie die Interes-
sen dieser Zielgruppe zu vertreten und 
ihnen „beratend und helfend“ zur Seite 
zu stehen (§ 178 Abs. 1 SGB IX). Wenig 
überraschend ergibt die Befragung der 
SBVen an Hochschulen, dass ihr größter 
Tätigkeitsbereich mit etwa 40 Prozent 
der Arbeitszeit die direkte Arbeit mit der 
Zielgruppe umfasst. Auch wenn dieser 
Tätigkeitsbereich den größten Zeitanteil 
einnimmt, ist doch zu bemerken, dass 
für die konkrete Arbeit mit der Ziel-
gruppe nur weniger als die Hälft e der 
Arbeitszeit zur Verfügung steht. Im Hin-
blick auf die Gewichtung weiterer Tätig-
keitsbereiche zeigt sich, dass die SBVen 

Rolle und Aufgaben der Schwer-
behindertenvertretung (an Hoch-
schulen)

Als „gewählte eigenständige Beschäft ig-
tenvertretung für die besonderen Inte-
ressen der schwerbehinderten und ih-
nen gleichgestellten Menschen in den 
Betrieben der Privatwirtschaft  sowie 
in den Verwaltungen des öff entlichen 
Dienstes“ (Dau, Düwell & Joussen, 2019, 
S. 1077) kann die SBV als vertrauens-
volle Ansprechperson unter anderem an 
Hochschulen inklusionswirksam agie-
ren. Ihr Ziel ist es, die Teilhabe schwer-
behinderter und ihnen gleichgestellter 

Die Schwerbehindertenvertretung

Die	Schwerbehindertenvertretung	besteht	gemäß	§	177	Absatz	1	SGB	IX	aus	einer	Vertrauensperson	und	
ihrem	Stellvertreter	bzw.	ihrer	Stellvertreterin.	In	Betrieben	und	Dienststellen,	in	denen	wenigstens	fünf	
schwerbehinderte	Menschen	nicht	nur	vorübergehend	beschäftigt	werden,	ist	eine	Vertrauensperson	
und	wenigstens	ein	Stellvertreter	oder	eine	Stellvertreterin	zu	wählen.	Im	Falle	der	Verhinderung	der	
Vertrauensperson	durch	Abwesenheit,	durch	die	Wahrnehmung	anderer	Aufgaben	oder	aufgrund	von	
Befangenheit	vertritt	die	Stellvertretung	sie	in	allen	Angelegenheiten,	in	denen	sie	selbst	tätig	wäre	und	
hat	währenddessen	dieselben	Aufgaben	und	Rechte.	Seit	dem	Jahreswechsel	2016/2017	kann	die	Ver-
trauensperson	gestaffelt	nach	Anzahl	der	schwerbehinderten	und	ihnen	gleichgestellten	Kollegen	und	
Kolleginnen	mehrere	Stellvertreter	und	-vertreterinnen	heranziehen	(§	178	Abs.	1	SGB	IX).

Der	Lehrstuhl	für	Arbeit	und	Berufl	iche	Rehabili	tation	der	Universität	zu	Köln	(Prof.	Dr.	Mathilde	Nie-
haus)	hat	in	Zusammenarbeit	mit	der	Industriegewerkschaft	Bergbau,	Chemie,	Energie	im	Rahmen	des	
von	der	Hans-Böckler-Stiftung	geförderten	Projektes	„Schwerbehindertenvertretungen:	Allianzpartner	
in	Netzwerken“	die	Rolle	der	Schwerbehindertenvertretungen	in	Deutschland	untersucht.	

Deutschlandweit	wurden	Ende	2017	insgesamt	1.945	
Vertrauenspersonen	und	Stellvertretungen	zu	ihrem	
Amt	befragt,	darunter	57	Vertrauenspersonen	und	
Stellvertretungen	an	deutschen	Hochschulen:	

•	46	Vertrauenspersonen	und	11	Stellvertreter	und	
-vertreterinnen

•	56	%	sind	weiblich

•	74	%	sind	51	Jahre	oder	älter

•	77	%	haben	selbst	einen	Schwerbehindertenstatus.

•	Von	der	Möglichkeit,	in	einem	offenen	Antwort-
format	dringlichste	Herausforderungen	für	die	
Zukunft	an	der	eigenen	Hochschule	zu	äußern,	
machten	52	Befragte	Gebrauch.	
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Herausforderung 3: fehlende Ak-
zeptanz und Wertschätzung der 
Arbeit der Schwerbehindertenver-
tretung von Seiten der Hochschul-
leitung

Der hochschulische Alltag der SBV um-
fasst neben der Beratungs- und Unter-
stützungsfunktion für ihre Zielgruppe 
auch eine beratende Funktion für die 
Hochschulleitung und die Kontrolle der 
Einhaltung der gesetzlichen Pflichten 
von Hochschulen. In der Zusammenar-
beit mit den Hochschulleitungen sind die 
Anhörungsrechte der SBV (§ 178 Abs. 2 
SGB IX) relevant, denn auf Grundlage 
dieser muss die Hochschulleitung die 
SBV in allen Angelegenheiten, die ein-
zelne oder die schwerbehinderten Men-
schen als Gruppe berühren, unverzüg-
lich und umfassend unterrichten und 
vor einer Entscheidung anhören. Die 
Maßnahmen müssen nicht notwendi-
gerweise einen konkreten schwerbehin-
derten oder gleichgestellten behinderten 
Menschen betreffen, sondern es reicht 
aus, wenn sie sich auf diese auswirken 
(können) (BIH, 2018b). Trotz der gesetz-
lich vorgeschriebenen Zusammenarbeit 
deuten die Befragungsergebnisse darauf 
hin, dass in der hochschulischen Reali-
tät fehlende Akzeptanz, Wertschätzung 
und Unterstützung durch die Hoch-
schulleitungen als Herausforderungen 
für die Arbeit im Amt der SBV gesehen 
werden. Es wird an dieser Stelle mehr 
Sensibilität von den Hochschulleitun-
gen für die Belange von schwerbehin-
derten und ihnen gleichgestellten Kol-
leginnen und Kollegen verlangt. Die 
SBVen fordern, die Inklusion an Hoch-
schulen als Chance zu nutzen und dem-
entsprechend die Arbeit der SBVen zu 
unterstützen.

Herausforderung 4: Schwerbehin-
dertenvertretung und Personalrat 
– Synergie- und Konfliktpotential

Die Zuständigkeit der SBV weist Über-
schneidungen mit der Arbeit des Perso-
nalrates auf. Nach § 182 Absatz 1 SGB IX 
sind die beiden Akteure zur Zusammen-
arbeit verpflichtet, um die „Teilhabe 

sie liegt somit fast identisch hoch wie in 
anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Dienstes. Allerdings zeigen Berichte ein-
zelner Hochschulen, dass diese teilweise 
ihrer Beschäftigungspflicht nach § 154 
Absatz 1 SGB IX aktuell nicht nachkom-
men (z.B. Technische Universität Chem-
nitz, 2017; Universität Leipzig, 2017). 
Erfahrungen aus dem Projekt PROMI 
– Promotion inklusive (siehe z.B. Bau-
er, Groth, Niehaus & Kaul, 2016) deu-
ten dabei darauf hin, dass insbesonde-
re im Bereich des wissenschaftlichen 
Personals Schwierigkeiten bestehen, die 
Quote von fünf Prozent zu erfüllen. Dies 
kann auch der Fall sein, wenn die Be-
schäftigungspflicht für die Gesamtorga-
nisation erfüllt ist. Auch die befragten 
SBVen sehen die Steigerung der Anzahl 
der schwerbehinderten Menschen an 
Hochschulen als eine Herausforderung 
an und wünschen sich vor diesem Hin-
tergrund, dass der Inklusionsgedanke 
in allen Statusgruppen der Hochschu-
le etabliert wird. Um in diesem Punkt 
voran zu kommen, kann das Abschlie-
ßen einer Inklusionsvereinbarung hel-
fen. Die Mindestinhalte einer Inklusi-
onsvereinbarung sind in § 166 SGB IX 
festgelegt und müssen sich im Rahmen 
von konkreten Maßnahmen auf die Ein-
gliederung, die Beschäftigungssicherheit 
und die Beschäftigungsförderung behin-
derter Menschen beziehen. Das Initia-
tivrecht (§ 166 Abs. 1 SGB IX) ermög-
licht es der SBV, die Hochschulleitung 
zu verpflichten, über den Abschluss ei-
ner Inklusionsvereinbarung zu verhan-
deln (BIH, 2018a). Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass die verschiedenen Orga-
nisationsbereiche von Hochschulen mit 
ihren unterschiedlichen Personalgrup-
pen auch je eigene Herausforderungen 
hinsichtlich der Inklusion von Beschäf-
tigten mit Behinderungen mit sich brin-
gen, die in Strategien und Maßnahmen 
zur Förderung einer inklusiven Orga-
nisation bedacht werden sollten. Eine 
Analyse von Inklusionsvereinbarungen 
an Hochschulen zeigt jedoch, dass bis-
her in der Regel keine Differenzierun-
gen nach verschiedenen Beschäftigten-
gruppen vorgenommen werden (Bauer, 
Groth & Niehaus, 2017).

Herausforderung 1: zu wenig Zeit

Das Amt der SBV ist konstituiert als ein 
betriebliches Wahlamt über die Dauer 
von 4 Jahren (§ 177 Abs. 7 und § 179 
Abs. 1 SGB IX). Zur Ausübung der SBV-
Arbeit kann die Vertrauensperson je 
nach Anzahl der schwerbehinderten 
und ihnen gleichgestellten Beschäftig-
ten von ihrer operativen Tätigkeit frei-
gestellt werden. Ab einer Anzahl von 
100 schwerbehinderten Beschäftigten 
ist eine vollständige Freistellung mög-
lich (§ 179 Abs. 4 SGB IX). Von den be-
fragten SBVen an Hochschulen gehen 
knapp drei Viertel (72 Prozent) neben 
ihrem betrieblichen Ehrenamt auch ei-
ner operativen Tätigkeit nach und sind 
somit für das Amt der SBV nur teilwei-
se freigestellt. In diesem Zusammen-
hang mahnen die Befragten ein zu ge-
ringes Zeitkontingent für die SBV-Ar-
beit an und wünschen sich – obwohl 
der Schwellenwert für eine vollstän-
dige Freistellung zum Jahreswechsel 
2016/2017 von 200 auf 100 schwerbe-
hinderte Menschen herabgesetzt wur-
de – Freistellungen unabhängig von der 
Anzahl der schwerbehinderten Beschäf-
tigten zu ermöglichen.

Herausforderung 2: mehr als Quo-
tenerfüllung – Inklusion in allen 
Beschäftigtengruppen umsetzen

Private und öffentlich-rechtliche Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber mit mehr 
als 20 Arbeitsplätzen sind gesetzlich 
verpflichtet, auf wenigstens fünf Pro-
zent der Arbeitsplätze schwerbehin-
derte Menschen zu beschäftigen (§ 154 
Abs. 1 SGB IX). Die deutschlandweite 
Beschäftigungsstatistik schwerbehin-
derter Menschen der Bundesagentur für 
Arbeit (2019), die auf Basis des Anzei-
geverfahrens nach § 163 Abs. 2 SGB IX 
berechnet wird, weist für das Jahr 2017 
eine branchenübergreifende Beschäf-
tigungsquote von 4,6 Prozent aus (Re-
haDat, 2019). Betrachtet man nur die 
Branche „öffentlicher Dienst“, liegt die 
Quote bei 6,5 Prozent. Die Befragung 
der SBVen an Hochschulen ergab eine 
Beschäftigungsquote von 6,7 Prozent – 



44

aus forschung und praxis

terschiedlichen Rollen können auch die 
Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Akteuren erschweren. So sehen die be-
fragten SBVen in der Zusammenarbeit 
mit dem Personalrat zwar eine mögli-
che Unterstützung aber eben auch eine 
Herausforderung in Form von auftre-
tenden „Querelen mit dem Personalrat“.

diskussion 

Vergleicht man die Herausforderungen, 
die die SBVen an Hochschulen schil-
dern, mit denen die die anderen be-
fragten SBVen nennen, so zeigen sich 
bezüglich der genannten dringlichsten 
Aspekte keine gravierenden Unterschie-
de. Insgesamt scheint das Amt der SBV 
nicht mit ausreichend (zeitlichen) Res-
sourcen ausgestattet zu sein, nicht im-
mer Akzeptanz und Wertschätzung von 
der Leitungsebene zu erfahren und auch 
im Kollegium nicht immer ausreichend 
bekannt zu sein. Zudem kann die Zu-
sammenarbeit mit dem Personalrat nur 
teilweise gewinnbringend gestaltet wer-
den. Auch wenn die Hochschulen der 
befragten SBVen im Durchschnitt die 
Beschäftigungsquote von fünf Prozent 
erfüllen, sehen die Befragten eine Pro-
blematik darin, dass der Inklusionsge-
danke in der Organisation noch nicht 

im SGB IX gibt es Regelungen, die dies 
ausschließen würden (BIH, 2018). Von 
den befragten SBVen an Hochschulen 
üben rund 38 Prozent beide Ämter in 
Personalunion aus. 

Sowohl die Zusammenarbeit zwi-
schen SBV und Personalrat als auch die 
Personalunion bergen zugleich Syner-
gie- und Konfliktpotential. Durch ei-
nen frühzeitigen und umfassenden Aus-
tausch zwischen den beiden Akteuren 
können Informationen weitergegeben, 
Ressourcen gebündelt und Synergien 
geschaffen werden, die für Entlastung 
sorgen (Klaesberg, 2018). Ein großer 
Vorteil der Personalunion besteht in 
der Bekanntheit und Wertschätzung, 
die das Amt des Personalrats bei den 
Beschäftigten genießt. Die Bekanntheit 
und Wertschätzung der SBV als „Motor 
der Inklusion“ (DGB, 2015) im Kollegi-
um trägt maßgeblich dazu bei, dass sie 
ihrer Arbeit erfolgreich nachkommen 
kann. Allerdings geben die befragten 
SBVen an Hochschulen fehlende Be-
kanntheit ihres Amtes im Kollegium als 
eine weitere Herausforderung an. Durch 
das Ausüben der Personalunion besteht 
jedoch auch das Risiko von Inter-Rol-
lenkonflikten, da die Rollenanforderun-
gen im Amt der SBV und im Amt des 
Personalrates unterschiedlich sein kön-
nen (Heide & Niehaus, 2019). Diese un-

schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben“ zu ermöglichen. Durch ihr 
Beteiligungsrecht (§ 178 Abs. 4 SGB IX) 
kann die SBV an allen Personalrats- und 
Ausschusssitzungen beratend teilneh-
men und beantragen, dass Angelegen-
heiten, die ihre Zielgruppe betreffen, auf 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
gesetzt werden. Während der Personalrat 
nach § 80 des Betriebsverfassungsgeset-
zes (BetrVG) als Gremium alle Beschäf-
tigten und somit auch die schwerbehin-
derten und ihnen gleichgestellten Men-
schen vertritt, ist die SBV nicht nur für 
die ebenfalls vom Personalrat repräsen-
tierten schwerbehinderten Beschäftig-
ten zuständig, sondern auch für Perso-
nen, die im Sinne von § 5 BetrVG nicht 
zur Belegschaft gehören, beispielsweise 
schwerbehinderte Beschäftigte aus dem 
leitenden Angestelltenkreis (Düwell, 
2018). Zudem gehen die Aufgaben der 
SBV über die Interessenvertretung hi-
naus und sie hat eine weitgehende Un-
terstützungsaufgabe inne, indem sie den 
schwerbehinderten und gleichgestell-
ten Beschäftigten nach § 178 Absatz 1 
SGB IX „beratend und helfend“ zur Seite 
steht (Düwell, 2018). Es ist auch möglich, 
dass eine Person (im Sinne einer Perso-
nalunion) gleichzeitig in das Amt der 
SBV und in das Amt des Personalrates 
gewählt wird – weder im BetrVG noch 
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fende Vernetzung der SBVen unterei-
nander dabei helfen, Energien für ge-
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setz über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (HG NRW) wird 
beispielsweise in § 77a die Möglichkeit 
der Einrichtung einer Landesarbeits-
gemeinschaft der Schwerbehinderten-
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hören die Koordination der Belange 
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